Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
— Drucksache 10/524 — 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Einführung der integrierten Mittelmeerprogramme 

»EG-Dok. Nr. 8931/83« 


A. Problem 

Der Vorschlag begünstigt südliche EG-Mitgliedstaaten z. T. in 
ihrem gesamten Gebietsumfang. Nach dem Beitritt Portugals 
und Spaniens werden weite Gebiete dieser Länder mit großer 
Wahrscheinlichkeit in die Begünstigung einbezogen werden 
müssen. Es werden überwiegend Agrar-Regionen erfaßt. Der 
Umfang erscheint allerdings zu weit. Ein nachhaltiger Effekt 
in den Gebieten mit sozioökonomischen Schwierigkeiten 
dürfte danach kaum zu erwarten sein. Die Koordinierungs- 
probleme mit den bestehenden Strukturfonds und einer Reihe 
von Sonderprogrammen aus anderen EG-Finanzinstrumenten 
werden vergrößert. Die Fördenmg im Agrarbereich kann zu 
Überproduktion und zu zusätzlichen Handelsproblemen mit 
anderen Mittelmeerstaaten führen. 


B. Lösung 

Die besonderen Maßnahmen müssen auf die bedürftigsten 
Regionen beschränkt werden. Es muß eine Konzentration auf 
strukturverbessernde Maßnahmen und ein Ausschluß be- 
stimmter Fördermaßnahmen im Agrarbereich erfolgen. Erfor- 
derlich ist weiter die Sicherstellung einer engen Koordinie- 
rung mit anderen Finanzinstrumenten der EG. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag empfiehlt der Bundesregierung, den integrierten Mit- 
telmeerprogrammen nicht in der von der Kommission vorgeschlagenen Form, 
insbesondere nicht der von der EG-Kommission beabsichtigten finanziellen Aus- 
stattung von 6,6 Mrd. ECU für sechs Jahre zuzustimmen. 

Nach Auffassung des Deutschen Bundestages müssen evtl, besondere Maßnah- 
men, die im Hinblick auf den Beitritt von Spanien und Portugal zugunsten 
bestimmter Mittelmeergebiete der Gemeinschaft vorgesehen werden, zumindest 
folgenden Grundsätzen entsprechen: 

— strikte Beschränkung auf die bedürftigsten Regionen, 

— deutliche Verringerung des Anteils der Maßnahmen im Agrarbereich gegen- 
über dem Kommissionsvorschlag, 

— Ausschluß solcher Fördermaßnahmen im Agrarbereich, die zu Überproduk- 
tionen oder sonst für die Gemeinschaft kostenträchtigen Agrarproduktionen 
führen, 

— Konzentration auf diejenigen Maßnahmen, die am ehesten einer Verbesse- 
rung der wirtschaftlichen Struktur dieser Gebiete dienen, 

— Sicherstellung einer engen Koordinierung mit anderen Finanzinstrumenten 
der Gemeinschaft, 

— Wahrung einer hinreichenden Eigenverantwortlichkeit der begünstigten Mit- 
gliedstaaten durch Absenkung der vorgeschlagenen Zuschußsätze. 

Die im Rahmen der integrierten Mittelmeerprogramme evtl, vorzusehenden 
Maßnahmen sollten in sachlicher wie finanzieller Hinsicht in den Regional- bzw. 
Agrarstrukturfonds (Abteilung Ausrichtung) einbezogen und nach Maßgabe der 
dort jeweils geltenden Bestimmungen durchgeführt werden. 


Bonn, den 24. Oktober 1984 


Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Unland Dr. Schwörer 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Dr. Schwerer 


i. 

Der Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Einführung der integrierten Mittelmeerpro- 
gramme wurde gemäß § 93 der Geschäftsordnung 
(vgl. Drucksache 10/433 vom 29. September 1983, 
Nr. 1) dem Ausschuß für Wirtschaft federführend 
und dem Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten und dem Haushaltsausschuß zur Mit- 
beratung überwiesen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat die Vorlage in seiner Sitzung am 28. Ok- 
tober 1983 eingehend beraten. Er hat sie mit der 
Maßnahme zur Kenntnis genommen, daß er 
schwerwiegende Bedenken erhebt gegen die un- 
durchsichtige Vielfalt der Förderungsprogramme in 
der EG. Die Bundesregierung sollte gebeten wer- 
den, auf einen Abbau der Förderung im Bereich der 
Überschußproduktion in den Mittelmeer-Regionen 
hinzuwirken und hier Verbesserungen der allge- 
meinen Wirtschaftsstruktur bei den Förderungs- 
maßnahmen in den Vordergrund zu bringen. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung am 
8. Februar 1984 die Beschlußempfehlung seines Un- 
terausschusses zu Fragen der europäischen Ge- 
meinschaft übernommen. Dieser hatte in seiner Sit- 
zung am 27. Januar 1984 festgestellt, daß er dem 
Vorschlag zur Einführung der integrierten Mittel- 
meerprogramme in der vorliegenden Form nur un- 
ter der Voraussetzung zustimmen könne, wenn 

1. die dafür vorgesehenen Mittel limitiert werden, 

2. die einzusetzenden Mittel konzentriert und den 
wirklich armen Regionen zugute kommen, 

3. sichergestellt wird, daß die integrierten Mittel- 
meerprogramme in Abstimmung bzw. durch 
Ausschöpfung der Möglichkeiten der übrigen 
Fonds (Regional-, Sozial-, Agrarstruktur) finan- 
ziert werden und 

4. damit ein Abnehmen der landwirtschaftlichen 
Überschüsse verbunden wird. 

Der Bundesrat hat in der in seiner 530. Sitzung am 
16. Dezember 1983 beschlossenen Stellungnahme 
besondere Maßnahmen in den wirklich bedürftigen 
Regionen anerkannt, aber auf die Bedeutung der 
außerlandwirtschaftlichen Maßnahmen, die Pro- 
bleme im Agrarmarktbereich der EG, die finanziel- 
len Auswirkungen und die Eigenverantwortung der 
Mitgliedstaaten hingewiesen. 

II. 

Nach den Vorschlägen der EG-Kommission vom 
April 1983 sollen bestimmte südliche Regionen in- 
nerhalb der EG besonders gefördert werden (fast 
ganz Griechenland, ein großer Teil Italiens sowie 
die südlichen Departements von Frankreich). 


Schon bestehende Agrarstrukturprogramme sollen 
zeitlich verlängert, regional ausgeweitet, finanziell 
besser dotiert und mit anderen Maßnahmen zusam- 
mengefaßt werden. Außerdem ist eine Erhöhung 
der Fördersätze vorgesehen. 

Das finanzielle Volumen für die Jahre 1985 bis 1990 
soll 6,6 Mrd. ECU (ca. 15 Mrd. DM) betragen. Geför- 
dert werden sollen die Bereiche 

— Land- und Forstwirtschaft, 

— Fischwirtschaft, 

— außerlandwirtschaftliche Bereiche, 

— Arbeitsmarktmaßnahmen und flankierende 
Maßnahmen. 

Die Entscheidung über die Mittelvergabe erfolgt 
nach dem Vorschlag auf der Grundlage von Sach- 
programmen, die zwischen der EG-Kommission 
und den begünstigten Mitgliedstaaten vereinbart 
werden, nach Anhörung eines Verwaltungsaus- 
schusses. Diesem gehören alle Mitgliedstaaten der 
EG an. 

Der Europäische Rat vom März 1984 in Brüssel 
hatte sich wie folgt geäußert: „Im Hinblick darauf 
werden integrierte Mittelmeerprogramme zugun- 
sten der Mittelmeergebiete in der derzeitigen Ge- 
meinschaft in der Weise in Gang gesetzt, daß sie 
1985 operationeil sind. Sie sind für eine begrenzte 
Zeit konzipiert und zielen darauf ab, die wirtschaft- 
lichen Strukturen dieser Gebiete zu verbessern, da- 
mit sie sich unter den bestmöglichen Bedingungen 
an die durch die Erweiterung entstehende neue Si- 
tuation anpassen können. Sie werden sich auch auf 
im griechischen Memorandum dargelegte Probleme 
erstrecken. Im Rahmen der finanziellen Möglich- 
keiten wird eine signifikante reale Aufstockung der 
unter Berücksichtigung der integrierten Mittel- 
meerprogramme für die Interventionen der Fonds 
bereitgestellten Finanzmittel vorgenommen.“ Diese 
Äußerung wurde durch den Europäischen Rat im 
Juni 1984 in Fontainebleau bestätigt. 

Der Wirtschafts- und Sozialausschuß der EG hatte 
sich auf Ersuchen des Rates am 23./24. November 
1983 in Brüssel zu den Vorschlägen der Kommis- 
sion betreffend die integrierten Mittelmeerpro- 
gramme geäußert (Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften vom 30. Januar 1984, S. 52 ff.). Er setzt 
sich für eine enge Koordinierung der getroffenen 
Maßnahmen innerhalb der verschiedenen Fonds 
ein. Bei der Durchführung sollte wegen der wirt- 
schaftlichen und budgetären Schwierigkeiten mit 
der gebotenen Disziplin vorgegangen werden. Er ist 
darüber hinaus der Auffassung, daß die Finanzmit- 
tel dank der globalen und multisektoralen Konzep- 
tion eine größere Effizienz der verschiedenen ge- 
meinschaftlichen und nationalen Finanzierungen 
gewährleisten müsse, um das für die Zukunft der 
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EG unverzichtbare interne Gleichgewicht zu erzie- 
len. 

Das Euroäische Parlament hat u. a. eine strikte Ein- 
haltung des Eigenanteils der Mitgliedstaaten an der 
Finanzierung (40 v. H. des Gesamtprogramms) ge- 
fordert und bedauert, detß nicht Darlehen (statt Zu- 
schüsse) gewährt werden, die nach Rückzahlung er- 
neut vergeben werden könnten. Es hat darüber hin- 
aus auf die Notwendigkeit eines globalen Vorge- 
hens hingewiesen, da der Mitteltransfer allein die 
bestehenden Probleme nicht lösen könne. 


III. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat sich in seiner 
11. Sitzung am 25. Januar 1984, seiner 14. Sitzung 
am 28. März 1984 und der 23. Sitzung am 24. Okto- 
ber 1984 mit der Vorlage befaßt. Nach der Auffas- 
sung der Mehrheit der Mitglieder des Ausschusses 
für Wirtschaft stößt der Vorschlag auf erhebliche 
Bedenken. Maßnahmen im Rahmen der bestehen- 
den EG-Instrumente zugunsten der EG-Mittelmeer- 
regionen sollten zusammengefaßt und besser koor- 
diniert werden, um Überschneidungen zu vermei- 
den. Die EG-Mittel sollten darüber hinaus auf die 
bedürftigsten Regionen konzentriert werden, um ei- 


Bonn, den 24. Oktober 1984 


Dr. Schwörer 
Berichterstatter 


nen nachhaltigen Effekt zu erzielen. Die sachlichen 
Anwendungsbereiche der integrierten Mittelmeer- 
programme entsprechend dem Vorschlag sind mit 
denen der bestehenden Strukturfonds fast iden- 
tisch. Die Schaffung eines neuen selbständigen För- 
derinstruments vergrößert die Koordinierungspro- 
bleme und ist zur Effizienzsteigerung der Struktur- 
fonds kaum geeignet. 

Die südlichen Regionen der Europäischen Gemein- 
schaften erhalten bereits aus anderen Finanzin- 
strumenten erhebliche Vorteile. Im Rahmen des 
Agrarstrukturfonds (Abteilung Ausrichtung) be- 
steht eine Reihe von Sonderprogrammen für diese 
Gebiete. Ein wesentlicher Teil der Gemeinschafts- 
kredite im Rahmen des „Neuen Instruments der 
Gemeinschaft (NIG)“ kommt diesen Gebieten zugu- 
te. Der Rat hat darüber hinaus im Oktober 1983 den 
sogenannten „acquis“ für südliche Agrarprodukte 
beschlossen, der die Mittelmeerregionen zusätzlich 
begünstigt. 

Mit dem Antrag, der vom Ausschuß für Wirtschaft 
mit Mehrheit (bei drei Gegenstimmen und drei Ent- 
haltungen) beschlossen wurde, soll die Bundesre- 
gierung auf gef ordert werden, bei den Beratungen 
innerhalb der Europäischen Gemeinschaft darauf 
hinzuwirken, daß eine Einigung auf der Grundlage 
der sechs Punkte erreicht wird, die in dem Antrag 
genannt sind. 
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